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Klassenlager wären wieder möglich –
doch die Schulen wissen nichts davon
Der Kanton verbietet die Durchführung von Schullagern – dann ändert der Bund die Vorgaben wieder, aber vergisst zu informieren

SASCHA BRITSKO

Mit dem Abschluss geht eine Ära zu
Ende. Die Wege der Freunde, die jahre-
lang gemeinsam zur Schule gingen, tren-
nen sich. Man wird erwachsen. Entspre-
chend freuen sich die Schülerinnen –
und Lehrer – auf das letzte gemeinsame
Abenteuer, das Klassenlager.

Doch in diesem Jahr hoffen die Schü-
lerinnen und Schüler vergeblich. Wegen
der Corona-Krise bleiben Klassenlager
in den meisten Kantonen bis nach den
Sommerferien verboten. Auch im Kan-
ton Zürich. Das Verbot gilt dabei für
alle von den Schulen organisierten Rei-
sen – von der Primarschule bis hin zu den
Gymnasien. Bei ihrem Entscheid stützen
sich die Schulbehörden auf die Vorgaben
des Bundesamts für Gesundheit (BAG).

Schutzkonzept nicht aktualisiert

Niklaus Schatzmann, Leiter des Zür-
cher Mittelschul- und Berufsbildungs-
amts (MBA), sagt es so: In den Locke-
rungsbestimmungen des Bundesrates
werde zwar erwähnt, dass die Durchfüh-
rung von Ferienlagern mit entsprechen-
dem Schutzkonzept möglich sei. «Aber
im Gegensatz zu Pfadilagern sind Klas-
senlager in Schulen keine Ferienlager.»

Der Unterschied liegt in den Details:
Weil Ferienlager freiwillig sind, dürfen
sie stattfinden. Schullager aber werden
in der Schulzeit durchgeführt. Und da
die Lockerungen sich nur auf den Frei-
zeitbereich beziehen, bleiben sie unter-
sagt. «Das Mittelschul- und Berufs-
bildungsamt sieht hier eine Ungleich-
behandlung», sagt Schatzmann. Die
Regelungen des BAG seien aber klar:
Sie gäben derzeit vor, solche Aktivitä-
ten bis zu den Sommerferien zu unter-
sagen, da die Einhaltung der Grund-
prinzipien des BAG in Lagern, Projekt-
wochen und dergleichen nicht gewähr-
leistet werden könnte.

Nur: Das BAG hat am 27. Mai seine
Vorgaben angepasst und erlaubt ab dem
6. Juni unter anderem Gruppen von 30
Personen oder Veranstaltungen mit bis

zu 300 Personen. «Aktivitäten mit grös-
serem Personenaufkommen, auch Schul-
veranstaltungen, Schullager und Ferien-
lager sind wieder zulässig», sagt die
BAG-Sprecherin Katrin Holenstein auf
Anfrage. Die angekündigten Lockerun-
gen würden für alle Veranstaltungen gel-
ten, auch für Klassenlager.

Die Änderungen kommuniziert hat
das BAG jedoch nicht gegenüber den
Schulen.Weder die Schweizerische Kon-
ferenz der kantonalen Erziehungsdirek-
toren (EDK) noch die Kantone wurden
über die Lockerung informiert. Doch
dies wäre zentral. Die EDK übernimmt
nämlich die Kommunikation im Bil-

dungsbereich zwischen Bund und Kan-
tonen. Sie informiert die zuständigen
Ämter und Kantonsregierungen, welche
auf der Grundlage der Bundesvorgaben
die kantonalen Vorschriften erstellen.

Stefan Kunfermann, Leiter Kommu-
nikation der EDK, sagt auf Anfrage:
«Wir haben bisher keine definitive Fas-
sung der Grundprinzipien erhalten, die
wir an die Kantone hätten weiterleiten
können. Sobald die angepassten Grund-
prinzipien des BAG vorliegen, werden
wir unsere Mitglieder informieren.»

Und auch der Zürcher MBA-Lei-
ter Schatzmann sagt: «Die Vorgaben
des Bundes für die Schutzkonzepte der

Sekundarstufe wurden am 13. Mai zu-
letzt aktualisiert. Darin heisst es, dass
Lager zu vermeiden seien, und daran
haben wir uns zu halten, zumal auch der
Regierungsrat im Vollzug der Bundes-
vorgaben entsprechende Beschlüsse ge-
fasst hat.»

Beim BAG beteuert man hingegen:
Die EDK sei darüber informiert, dass
die Dokumente laufend angepasst wür-
den. «Vielleicht hätte man noch expli-
ziter auf die Änderungen hinweisen
müssen», sagt die Sprecherin Katrin
Holenstein. Weil die Klassenlager bei
der Einführung des Veranstaltungsver-
bots ebenfalls betroffen waren, sei man

davon ausgegangen, dass sich bei der
Lockerung des Verbots ein ausdrück-
licher Hinweis darauf erübrige. «Das
BAG steht nun mit der EDK im Aus-
tausch, um das weitere Vorgehen zu
besprechen.»

Derzeit ist das Amt daran, die Grund-
prinzipien für Schulen anzupassen, in
Absprache mit der EDK. Diese wer-
den laut Sprecherin Holenstein bis spä-
testens Anfang der nächsten Woche auf
der Website des BAG publiziert.

«Absolut keinen Sinn»

Sind in Zürich nun plötzlich doch noch
Klassenlager möglich? «Sollte das BAG
die Grundprinzipien lockern und Ver-
bote aufheben, so werden wir die Lage
analysieren und vor allem auch das Ge-
spräch mit den Schulen suchen. Nicht
zuletzt gibt es auch Regierungsrats-
beschlüsse, die zu berücksichtigen sind»,
sagt der MBA-Leiter Schatzmann.

Bis dahin ist im Fall der Gymna-
sien offiziell nur eine «feierliche Über-
gabe der Maturazeugnisse im Klassen-
verband» möglich. Abschlussveran-
staltungen dürfen nur «unter der Ein-
haltung der geltenden Vorschriften für
Veranstaltungen gemäss Covid-19-Ver-
ordnung» durchgeführt werden. Ob ein
Apéro mit der Klasse und den Eltern
drinliegt, ist unklar.

«Das macht für mich absolut keinen
Sinn», sagt Stefan Urech, Stadtzürcher
SVP-Gemeinderat und Klassenlehrer
einer dritten Sekundarschulklasse. So-
bald man sich als Lehrer umdrehe, hock-
ten ohnehin alle gleich aufeinander, um-
armten sich, rangelten. «Der Abstand
kann im Schulzimmer kaum eingehalten
werden, darum macht es keinen Unter-
schied, ob wir in ein Lager gehen oder
einen Apéro veranstalten.»

Dem Klassenlehrer Urech stossen
die Einschränkungen des Bildungs-
bereichs ebenfalls sauer auf. «Wenn ich
meinen Schülern erklären muss, wieso
ich am Freitag in den Klub gehen kann,
sie aber kein Abschlusslager haben dür-
fen, komme ich ins Stottern.»

Werden Klassenlager kurzfristig doch möglich sein? Die Schlafräume vieler Ferienhütten dürften leer bleiben. JOËL HUNN /NZZ
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IV-Rentner nimmt Gerichtsverhandlung mit Smartphone auf
Die Beteiligten eines Streits unter Amateurfunkern treffen erneut aufeinander – der Beschuldigte provoziert dabei eine weitere Anzeige gegen sich

TOM FELBER

Der 51-jährige Schweizer IV-Rentner ist
ohne Anwalt vor Bezirksgericht Zürich
erschienen. Das Gericht hat sich zur Ur-
teilsberatung zurückgezogen. Der NZZ-
Reporter diskutiert noch mit dem Be-
schuldigten vor dem Gerichtssaal und
versucht ihm zu erklären, was ein akkre-
ditierter Gerichtsberichterstatter genau
ist. Denn der Beschuldigte hatte im Pro-
zess zuvor behauptet, dass der Journalist
von einer «Bande» gezielt auf ihn ange-
setzt worden sei.

Da tritt die Einzelrichterin aus dem
Saal und fragt den Beschuldigten, ob er
die Verhandlung aufgenommen habe.
Dieser bejaht ohne Umschweife: Das
Handy des 51-jährigen IV-Rentners liegt
noch im Saal, offenbar mit eingeschalte-
ter Aufnahmefunktion. Möglicherweise
wurde auch die beginnende geheime Be-
ratung aufgenommen. Die Polizei wird
gerufen, das Smartphone und ein Funk-
gerät werden beschlagnahmt. Die Rich-
terin erstattet Strafanzeige.Während die
Polizei ihre Arbeit tut, bleibt die Bera-
tung unterbrochen. Gemäss Art. 71 der
Strafprozessordnung (StPO) sind Bild-
und Tonaufnahmen innerhalb von Ge-
richtsgebäuden nicht gestattet.

Dann bittet die Einzelrichtern die
Anwesenden wieder in den Saal und
fragt, ob es angesichts des Vorfalls Be-
denken gebe, dass sie den Fall weiter

beurteile. Der Anwalt des Privatklägers
äussert sich nicht dazu. Der Beschul-
digte beantragt, dass das Urteil «ange-
sichts der momentanen Anspannung»
auf einen späteren Zeitpunkt verscho-
ben werde. Darauf geht die Richterin
aber nicht ein.

Als der NZZ-Reporter den Beschul-
digten später fragt, weshalb er sein Ton-
band laufengelassen habe, erklärt er, Ge-
richtsverfahren seien ja öffentlich und er
habe nicht gewusst, dass dies verboten
sei. Die Aufnahmen würden ihm spä-
ter als «Gedankenstütze» dienen. Die
Frage, ob er schon früher während die-
ses Konflikts, der sich schon über Jahre
hinzieht, in Prozessen, bei staatsanwalt-
schaftlichen oder polizeilichen Befra-
gungen, sein Aufnahmegerät habe lau-
fen lassen, verneint er aber.

Lange, intensive Vorgeschichte

Die Vorgeschichte des Konflikts ist
wesentlich länger und tiefer und hat
auch mehr Nebenschauplätze, als im
Prozess oder in diesem Artikel themati-
siert werden können. Der 51-jährige IV-
Rentner ist Amateurfunker. Seit Jahren
ärgern sich andere Amateurfunker über
ihn, weil er mit seinen Funksprüchen
den Funkverkehr stören und Relais blo-
ckieren solle. Der Betroffene sieht sich
hingegen als Opfer einer «Hetzjagd»,
eines «Rachefeldzugs» einer «Bande»,

die ihm seine Funklizenz nicht gönnen
will und ihn «terrorisiert», wie er im Ge-
richtssaal mehrfach darlegt.

Die Strafanzeige wurde vom Prä-
sidenten eines Amateurfunker-Ver-
eins eingereicht. Mit einem Strafbefehl
wurde der Funker wegen Nötigung zu-
nächst zu einer bedingten Geldstrafe
verurteilt. Im November 2018 fand dann
eine erste Bezirksgerichts-Verhandlung
mit derselben Einzelrichterin wie heute
statt, die den Beschuldigten aber frei-
sprach. Die Begründung: Die Handlun-
gen des Beschuldigten seien «ein Übel
mit geringer Intensität», das den Straf-
tatbestand der Nötigung nicht erfülle.
Sein Verhalten sei zwar ärgerlich für die
Betroffenen, aber nicht strafbar.

Der Vereinspräsident ging dagegen
in Berufung. Das Obergericht hob den
Freispruch auf und wies den Fall zur
Beweisergänzung zurück. Diese hat in
der Zwischenzeit stattgefunden. Unter
anderem wurden der Vereinspräsident
und drei weitere Funker zum Verhalten
des Beschuldigten befragt, und es wur-
den Audiodateien der Funksprüche als
Beweismittel gesichert.

Die neue Anklage verlangt eine Be-
strafung mit einer bedingten Geldstrafe
von 120 Tagessätzen à 30 Franken. Sie
wirft dem Beschuldigten nun konkret
vor, zwischen dem 15. Februar und
dem 2. März 2018 über zwei verschie-
dene Relais insgesamt 106 Mal einen

90-sekündigen Funkspruch ausgestrahlt
zu haben. Dadurch seien die Relais blo-
ckiert worden, ein Relais habe abge-
schaltet werden müssen, so dass es nicht
mehr benutzbar gewesen sei. Mit dem
Inhalt der Funksprüche habe der Be-
schuldigte den Vereinspräsidenten zu-
dem «massiv unter Druck gesetzt» und
verlangt, Einträge von einer Vereins-
Website zu löschen, andernfalls er die
Rundsprüche immer weiter aussenden
und die Frequenzen blockieren werde.

Opfer einer «Bande»

Vor Gericht bestreitet der Beschul-
digte, der erneut keine Angaben zu sei-
nem Lebenslauf machen will, die Vor-
würfe. Er habe die Funksprüche in der
fraglichen Zeit höchstens zehnmal aus-
gesendet. Die Audiodateien seien mehr-
fach kopiert und so gefälscht worden.
Seine Funksprüche seien nur «Benach-
richtigungen» gewesen. Er habe nieman-
den unter Druck gesetzt, sondern «nur
Empfehlungen abgegeben». Zudem wie-
derholt er immer wieder, selber das Op-
fer einer «Bande» zu sein, die ihn seit
zehn Jahren terrorisiere und falsch be-
schuldige. Es gehe nur darum, ihm seine
Funklizenz zu vermiesen.

Er schlägt einen runden Tisch vor. Er
sei bereit, mit den anderen Funkern zu-
sammenzusitzen und einen Schlussstrich
zu ziehen. Die Richterin fragt den Ver-

einspräsidenten nach seiner Bereitschaft
dazu.Dieser lehnt aber ab:Sie hätten das
bereits zweimal vor Jahren versucht. Es
habe nichts gebracht. Es sei unmöglich,
mit dem Beschuldigten zu reden. Der
Anwalt des Privatklägers verlangt in sei-
nem Plädoyer eine Verurteilung des IV-
Rentners gemässAnklage und eine sym-
bolische Genugtuung von 300 Franken
für den Vereinspräsidenten. Der Privat-
kläger befinde sich seit Jahren «in einem
nicht enden wollendenAlbtraum».Nach
den neuen Untersuchungen sei der Sach-
verhalt nun hieb- und stichfest erstellt.

Dies sieht die Einzelrichterin aller-
dings nach wie vor nicht so. Wie im
November 2018 spricht sie den Beschul-
digten erneut frei. Die Begründung ist
dieselbe wie damals: «Die Funksprü-
che sind vielleicht ärgerlich, störend,
aber unserer Meinung nach nicht straf-
bar», begründet sie. Der Inhalt sei ein-
fach zu wenig intensiv für eine Nötigung.
Es gehe nur darum, zu beurteilen, was
in der Anklage stehe. Der Beschuldigte
habe keine Gewalt angedroht. Zudem
lasse sich nicht erstellen, dass der Ver-
einspräsident auch alle Funksprüche tat-
sächlich gehört habe. Eine Berufung ist
laut dem Privatkläger wahrscheinlich.
Damit liegt der Ball wohl demnächst
wieder beim Obergericht.

Urteil GG200 062 vom 3. 6. 2020, noch nicht
rechtskräftig.
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Der Zollabbau erleidet Schiffbruch
Linke und Bauernvertreter versenken im Nationalrat die vom Bundesrat vorgeschlagene Abschaffung der Industriezölle

HANSUELI SCHÖCHLI

Die Abschottung der Grenzen ist seit
dem Ausbruch der Corona-Krise be-
sonders hoch im Kurs. Der Bundes-
rat will trotzdem an seinen Plänen für
einen Schritt in die Gegenrichtung fest-
halten. Er schlug dem Parlament die
einseitige Abschaffung aller Import-
zölle ausserhalb des Agrar- und Fische-
reisektors vor. 2018 nahm der Bund aus
diesen Zöllen (im Jargon «Industrie-
zölle») rund 540 Mio. Fr. ein; über die
Hälfte davon entfiel auf den Sektor Tex-
tilien/Kleider/Schuhe. Im Durchschnitt
betragen die Schweizer Industriezölle
nur noch 1,8%, doch bei den Textilien
sind es 4 bis 6%, und für einzelne Pro-
dukte liegen die Zölle laut Wirtschafts-
minister Guy Parmelin über 50%.

Die Abschaffung dieser Zölle soll
den internationalen Handel beleben,
die Einkaufspreise und die administra-
tive Belastung der hiesigen Industrie
reduzieren sowie die Konsumenten-
preise senken.

Angst vor Spardruck

Doch die Vorlage der Regierung ist
am Donnerstag im Nationalrat durch-
gefallen. Dieser beschloss mit 108 zu 83
Stimmen bei 4 Enthaltungen Nichtein-
treten – was faktisch einer Ablehnung
entspricht. Zu hören waren vier Kern-
argumente: Der Bund könne es sich in
dieser Krise nicht leisten, auf jährliche
Zolleinnahmen von über 500 Mio. Fr.
zu verzichten; mit dem einseitigen Zoll-
abbau vergebe die Schweiz für künf-
tige Gespräche über Handelsabkom-
men ohne Not ein Verhandlungspfand;
für die Konsumenten wäre der Zoll-
abbau kaum spürbar, da die Industrie-
zölle jetzt schon gering seien und wei-
tere Reduktionen vor allem die Marge
des Handels erhöhen würden; und die
vom Bundesrat verkündete adminis-
trative Entlastung von 100 Mio. Fr. pro
Jahr durch die Zollabschaffung sei nicht
glaubwürdig belegt.

Die Befürworter des Zollabbaus be-
tonten vor allem drei Punkte: Die admi-
nistrative und finanzielle Entlastung für
Unternehmen sei gerade in der jetzigen
Krise besonders wichtig; der volkswirt-
schaftliche Nutzen des Zollabbaus sei
laut einer Studie erheblich (860 Mio. Fr.
pro Jahr); und die Industriezölle spiel-
ten in jüngeren und künftigen Ver-
handlungen über Handelsabkommen
keine wesentliche Rolle, weshalb nicht
von einem Verlust eines Verhandlungs-
pfands die Rede sein könne. Laut Wirt-
schaftsminister Parmelin sind die Ver-
handlungspartner in Sachen Handels-

abkommen vor allem an Themen wie
Agrarzölle, geistiges Eigentum und
Dienstleistungen interessiert.

Doch vorbehaltlos hinter dem Plan
des Bundesrats stand nur die FDP. Für
die Vorlage votierten auch die Grünlibe-
ralen, doch sie forderten den Ersatz der
geltenden Importzölle durch ein Grenz-
ausgleichssystem mit Zöllen je nach
dem Ausmass der Umweltbelastung von
Importprodukten. Ein solches Konzept
könne jährliche Einnahmen von 5 Mrd.
Fr. bringen, sagte die Berner National-
rätin Kathrin Bertschy als Sprecherin
der Grünliberalen.

Klar gegen die Vorlage war der
Linksblock, der gut einen Drittel der
Nationalratssitze stellt. Aus linker Sicht
sind Einnahmeneinbussen des Bundes
eine schlechte Sache, weil damit weniger
Geld für Ausgaben zur Verfügung steht.
Doch für die Mehrheitsverhältnisse ent-
scheidend sind in diesem Dossier die
Bauerninteressen, die in der CVP und
der SVP stark vertreten sind. Die Bau-
ernvertreter befürchten, dass bei Umset-
zung des bundesrätlichen Plans künftig
weniger Bundesgeld für die Bauern ver-
fügbar wäre und die Agrarzölle in kom-
menden Verhandlungen noch stärker

unter Druck kommen. Der Mann der
Bauern im Bundesrat, Guy Parmelin,
versicherte zwar am Donnerstag, dass
die Regierungspläne nicht zur Senkung
von Importzöllen auf Agrarprodukten
führen würden, doch offenkundig fehlte
im Nationalrat der Glaube. So gab es aus
der SVP und der CVP manche Stimmen
gegen die Reform, so dass eine einiger-
massen deutliche Nein-Mehrheit im
Nationalrat entstand.

Die Krise als Vehikel

Die Debatte vom Donnerstag illus-
trierte auch, wie gerne Politiker die
laufende Corona-Krise für ihre Zwe-
cke einspannen. Befürworter wie Geg-
ner der Vorlage verwiesen auf die Wirt-
schaftskrise – aber nur um Standpunkte
zu untermauern, die sie schon vor Aus-
bruch der Krise vertreten hatten. Wenn
zum Beispiel CVP-Vertreter sagen, der
Bund könne sich den kurzfristigen Aus-
fall der Einnahmen aus dem Zollabbau
nicht leisten, dann müsste die CVP kon-
sequenterweise ihre Ideen zur kurzfris-
tig für den Bund weit teureren Reform
der Familienbesteuerung zurückziehen.
Und die Linke müsste die für den Fis-
kus noch viel teurere SP-Initiative zum
Ausbau der Subventionierung der Kran-
kenkassenprämien begraben und die
neue Überbrückungsleistung für ältere
Arbeitslose bekämpfen.

Doch in Wirklichkeit geht es auch in
dieser Krise nicht darum, was sich der
Bund «leisten» kann. Es geht um die
ewige politische Kernfrage, nach wel-
chen Prioritäten begrenzte Mittel auf
potenziell unbegrenzt viele gute Zwe-
cke zu verteilen sind. Die Mehrheit des
Nationalrats hat nun entschieden, dass
der vom Bundesrat vorgeschlagene
Zollabbau keine Priorität ist. Die Vor-
lage liegt damit auf dem Sterbebett. Der
Entscheid des Ständerats steht noch aus.
Selbst wenn der Ständerat das Projekt
unterstützen würde, könnte danach der
Nationalrat die Vorlage mit einem zwei-
ten Nein definitiv beerdigen.

Der Import von Gütern wird nicht günstiger. Der Nationalrat hält an den Zöllen fest. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Europas Währungshüter stocken Pandemie-Hilfen auf
Die Notenbank erhöht ihr Notfall-Kaufprogramm für Anleihen um 600 Milliarden Euro

MICHAEL RASCH, FRANKFURT

Die Europäische Zentralbank (EZB)
bleibt angesichts eines von ihr selbst pro-
gnostizierten Konjunktureinbruchs im
Euro-Raum in diesem Jahr im Rettungs-
modus. Sie will die Bevölkerung, die
Banken und die Unternehmen vor den
schmerzhaften Folgen der Corona-Pande-
mie sowie die Konjunktur vor einer mög-
lichen sehr niedrigen Inflation oder gar
einer Deflation schützen – oder zumin-
dest die Auswirkungen der tiefen Rezes-
sion mildern. Dazu erhöht die EZB das
Volumen des Pandemie-Notfall-Kauf-
programms (PEPP) um 600 Mrd. € auf
1350 Mrd. € und verlängert seine Lauf-
zeit von Ende 2020 bis mindestens Juni
2021, wie die Notenbank am Donners-
tag mitteilte. Damit hat sie die Erwartun-
gen der meisten Beobachter übertroffen.
Wie immer hält sich der EZB-Rat diverse
Hintertüren offen, um das Programm er-
neut auszuweiten und zu verlängern.

Von eigenen Regeln abweichen

Mit den Massnahmen gestaltet die
Notenbank das ohnehin seit Jahren sehr
generöse geldpolitische Umfeld noch
expansiver. Bei der Umsetzung will
sie Regeln, die sie sich selbst in frühe-
ren Kaufprogrammen gesetzt hat, nicht

mehr strikt anwenden. Entsprechend
würden die Wertpapierkäufe im Hin-
blick auf die Periode, die Art der Anlei-
hen und die Emittenten flexibel durch-
geführt. In früheren Programmen wollte
die EZB aus juristischen und wirtschaft-
lichen Erwägungen maximal 33% einer
Emission und 33% aller Anleihen eines
Emittenten erwerben sowie sich bei den
Käufen strikt am Kapitalschlüssel der
nationalen Notenbanken für das EZB-
Kapital orientieren. Sollten Anleihen,
welche die EZB im Zusammenhang mit
dem PEPP erworben hat, fällig werden,
will die Notenbank die Gelder zudem bis
mindestens Ende des Jahres 2022 voll-
ständig reinvestieren.

Bisher hat die EZB im Rahmen
des PEPP laut Berechnungen der DZ
Bank Wertpapiere über gut 200 Mrd. €
erworben. Hielte die Notenbank das
Tempo durch, wären die ursprünglichen
750 Mrd. € bereits Ende Oktober ausge-
schöpft. Aus Finanzmarktkreisen werden
bereits seit Wochen Forderungen immer
lauter, die EZB solle das Programm aus-
weiten. Diesem Wunsch ist die Noten-
bank nun gefolgt, obwohl mancheAktien-
indizes bereits wieder nahe ihrer Rekord-
hochs notieren oder diese gar überboten
haben, etwa der dänische Leitindex.

Die Notenbank kauft insgesamt be-
reits seit vergangenem Herbst im Rah-

men des allgemeinen Wertpapierkauf-
programms wieder monatlich Wert-
papiere über 20 Mrd. €, vor allem Staats-
anleihen, und hat dieses Programm
Mitte März insgesamt um 120 Mrd. €
bis Ende 2020 aufgestockt. Diese
Käufe führt die EZB ebenfalls fort.
Eine Woche später hat der EZB-Rat
im März schliesslich das PEPP aufge-
legt. An der letzten turnusmässigen Sit-
zung Ende April beschloss der EZB-Rat
dann noch neue subventionierte Kredite
für Banken der Euro-Zone zur Unter-
stützung der Konjunktur und der Unter-
nehmen. Dies werteten einige Experten
als Zinssenkung durch die Hintertür.
Durch die zahlreichen Kaufprogramme
steigt die Bilanz der Währungsbehörde
immer stärker, sie ist inzwischen auf
rund 5,5 Bio. € geklettert und entspricht
damit mehr als 42% der Wirtschaftsleis-
tung der Euro-Zone.

Viel geldpolitischer Spielraum

Gemäss den am Donnerstag ebenfalls
turnusmässig veröffentlichten Progno-
sen der hauseigenen Ökonomen für
die Entwicklung der Konjunktur und
der Inflation in der Euro-Zone geht die
EZB in einem Basisszenario davon aus,
dass das reale Bruttoinlandprodukt im
Jahr 2020 um 8,7% einbrechen wird, sich

aber in den kommenden beiden Jahren
dann um starke 5,2 und 3,3% erholen
wird. Für die Inflation im Euro-Raum
erwarten die EZB-Ökonomen für die
Jahre 2020 bis 2022 Werte von 0,3, 0,8
und 1,3%. Damit würde die Teuerung im
Euro-Raum auch in zweieinhalb Jahren
noch deutlich unter dem selbstgesetzten
Ziel der EZB von unter, aber nahe 2%
notieren. Dies gibt den Notenbankern
weiterhin viel Spielraum, das Gaspedal
geldpolitisch voll durchzutreten.

Im Hinblick auf das Urteil des deut-
schen Bundesverfassungsgerichts von
Anfang Mai scheint EZB-Präsidentin
Christine Lagarde auf Deeskalation zu
setzen. Die Verfassungsrichter fordern
einen neuen Beschluss des EZB-Rates,
in dem dieser die Verhältnismässigkeit
des 2015 beschlossenen und derzeit wie-
der aktiven Wertpapierkaufprogramms
PSPP darzulegen habe. Lagarde erklärte
nun zwar, die EZB unterstehe dem Ge-
richtshof der EU, welcher die Anleihe-
käufe gutgeheissen habe. Darüber hin-
aus sagte sie aber, der EZB-Rat habe bei
seiner neuesten Entscheidung Effekti-
vität, Effizienz, Kosten und Nutzen der
Massnahmen diskutiert. Mit anderen
Worten, die EZB habe die Verhältnis-
mässigkeit besprochen. Dies kann man
als ersten Schritt in Richtung des Bun-
desverfassungsgerichts sehen.

Wir haltenWort.
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